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SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
-direktoren

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Datenschutz und Statistik

Die Volksabstimmung zum Bundesbeschluss tUber die Einfihrung biometrischer Passe
hatte noch im Jahr 2009 verschiedene Vorstdsse provoziert, die in eine
parlamentarische Initiative der Staatspolitischen Kommission des Nationalrats
gemundet hatte. Nachdem sich die sténderatliche Schwesterkommission kritisch
geaussert hatte, besserte die SPK-NR den Vorschlag nach und schickte schliesslich eine
Gesetzesvorlage in die Vernehmlassung, die eine parlamentarische Initiative Meyer-
Kaelin (cvp, FR) sowie eine Standesinitiative des Kantons Thurgau mitbertcksichtigt.
Konkret soll das Ausweisgesetz derart geédndert werden, dass nach wie vor auch
Identitatskarten ohne Chip zur Speicherung biometrischer Daten erhaltlich sind.
Gleichzeitig sollen die Kantone selber entscheiden kénnen, ob sie den Antrag und den
Bezug von Identitatskarten weiterhin auf Gemeindeebene regeln wollen. '

Die Einfuhrung der biometrischen Passe nach der Referendumsabstimmung Uber die
Anderung des Ausweisgesetzes im Jahr 2009 war Ausléser von zahlreichen
parlamentarischen  Vorstdssen. In  Umsetzung einer 2010 angenommenen
parlamentarischen Initiative Meyer-Kaelin (cvp, FR), welche den Bezug von
herkémmlichen Identititskarten sichern wollte, wurde ein Entwurf tber die Anderung
des Ausweisgesetzes in die Vernehmlassung gegeben. In der Sommersession 2011 wurde
die Anderung des Gesetzes in der Schlussabstimmung sowohl in der grossen wie auch in
der kleinen Kammer einstimmig angenommen. Somit bleibt die herkémmliche ID im
Angebot. ?

2009 wurden vier weitere parlamentarische Initiativen eingereicht, die im Grunde
dasselbe Anliegen hatten: Erstens sollen sich die Blrger zwischen der herkdmmlichen
und einer biometrischen Identitatskarte entscheiden kénnen. Zweitens soll auf eine
zentrale Datenbank zur Speicherung der Daten verzichtet werden. Sowohl die Initiative
Hodgers (gp, GE) (09.435), als auch die parlamentarische Initiative Marra (sp, VD)
(09.431) forderten eine dahingehende Anderung des Ausweisgesetzes. Nach dem die
Initiativen von der SPK-SR, im Gegensatz zur SPK-NR, zur Ablehnung empfohlen
wurden, hat der Nationalrat ihnen Folge gegeben. Der Standerat wird in der
Frihjahrssession 2012 Uber die zwei parlamentarischen Initiativen entscheiden. Ein
identisches Schicksal widerfuhr den parlamentarischen Initiativen der SVP-Fraktion des
Nationalrates. Die Erste (09.440) wollte mit einer Anderung des Ausweisgesetzes
verhindern, dass der Bundesrat weitere Ausweisarten der Pflicht zur Ausristung mit
einem biometrischen Chip unterstellen kann. Dieser Vorstoss ist durch die
parlamentarische Initiative Meyer-Kaelin (cvp, FR) erfillt worden. Die Zweite (09.441)
forderte den Verzicht auf eine zentrale Datenbank auf eidgendssischer Ebene zur
Speicherung biometrischer Daten. Beide wurden Anfang Dezember im Nationalrat
angenommen. ®

Das 2009 nur knapp angenommene Referendum Uber die Einfihrung biometrischer
Passe war der Ausléser von funf parlamentarischen Initiativen und einer
Standesinitiative des Kantons Thurgau (10.308), welche einerseits die Moglichkeit einer
nichtbiometrischen Identitatskarte erhalten und andererseits die Einrichtung einer
zentralen Datenbank verhinderten wollten. Mit der Umsetzung der parlamentarischen
Initiative Meyer-Kaelin (cvp, FR; Pa.lv. 09.439) und der Standesinitiative Thurgau im
vergangenen Jahr wurde der erste Teil dieser Forderung erfullt. Die Frage nach einer
zentralen Datenbank blieb jedoch weiterhin ungeklart. Deshalb gab der Nationalrat den
vier verbleibenden parlamentarischen Initiativen 2011 Folge. Die Kommission des
Standerates beantragte 2012 ihrem Rat erfolgreich die Ablehnung der vier Initiativen,
nachdem die Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
~-direktoren (KKJPD) sie in einem Brief vom 6. Januar 2012 darauf hingewiesen hatte,
dass der Verzicht auf eine zentrale Datenbank finanziellen Mehraufwand wie auch
Sicherheitsprobleme mit sich bréachte. *
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